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Bauen und Wohnen im Jahr 2024 in Deutschland und die Perspekti-

ven für die kommenden Jahre 

 

1 Ausgangslage und Ziele 

 

Das große wohnungspolitische Versprechen der Ampel-Koalition war der Anspruch, 

den Wohnungsbau insgesamt auf 400.000 Wohnungen und den sozialen Wohnungs-

bau auf 100.000 Wohnungen je Jahr zu steigern. In der Realität lag der Wohnungsbau 

im Jahr 2022 bei rund 294.000 Wohnungen insgesamt und es wurden Förderzusagen 

für knapp 23.000 Sozialwohnungen im Neubau gegeben. Für das Jahr 2023 werden 

vom Zentralverband des Deutschen Baugewerbes e.V.1 Fertigstellungen von insge-

samt 271.000 Wohnungen erwartet und für das Jahr 2024 wird bei gleichbleibend 

schlechten Rahmenbedingungen von einem weiteren Rückgang auf nur noch 235.000 

Wohnungen ausgegangen. Der soziale Wohnungsbau ist von den gestiegenen Bau-

kosten ebenso betroffen und da die Ausweitung der zur Verfügung stehenden öffentli-

chen Mittel überschaubar blieb, werden die Förderzusagen im Neubau wohl auch 2023 

und 2024 eher zwischen 20.000 und 30.000 Wohnungen liegen als im Bereich von 

100.000 Wohnungen. 

 

Parallel zum Rückgang der Bautätigkeit läuft die Zuwanderung weiterhin auf hohem 

Niveau. Nach der Rekordzuwanderung 2022 mit einem Wanderungsgewinn von rund 

1,45 Millionen Personen lagen Nettozuzug von Januar bis September 2023 bereits 

wieder bei über 0,5 Millionen Personen. 

 

Damit wurden die bis Ende 2022 aufgelaufenen Wohnungsdefizite von rund 700.000 

Wohnungen im Jahr 2023 nicht reduziert, sondern ganz im Gegenteil muss von einer 

weiteren Erhöhung der Defizite um rund 100.000 Wohnungen im Jahr 2023 ausgegan-

gen werden. Die Wohnungsknappheit sorgt für Mieterhöhungsspielräume, die zumin-

dest von einem Teil der Vermieter auch genutzt werden2. Da die Zinserhöhung zu einer 

deutlichen Reduzierung der Preise am Wohnimmobilienmarkt geführt hat, stiegen und 

steigen die Renditen in der Vermietung deutlich an. 

 

Ebenfalls angestiegen ist in den vergangenen Jahren die Subjektförderung im Bereich 

des Wohnens. Die durchaus zu begrüßende Wohngeldreform zum 1.1.2023 dürfte ei-

nen Anstieg der Ausgaben von 1,8 Milliarden Euro auf 5 bis 6 Milliarden Euro ausgelöst 

haben. Bei den von den Job-Centern gezahlten Kosten der Unterkunft (KdU) ist für 

das Jahr 2023 inklusive der Ausgaben für die Betriebs- und Heizkosten erstmals Aus-

gaben von über 20 Milliarden-Euro auszugehen. In den Monaten Januar bis August 

2023 lagen die KdU um knapp 17 Prozent höher als im gleichen Zeitraum 2015; und 

dies bei durchschnittlich 12 Prozent weniger Bedarfsgemeinschaften. 

 

 
1 https://www.zdb.de/meldungen/baukonjunktur-2023-2024-zwischen-fachkraeftemangel-und-kurzarbeit-1; abge-
rufen am 17.12.2023 
2 Z. B. der Immobilienkonzern LEG; https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/mieten-leg-anstieg-
100.html ; abgerufen am 2.1.2024 

https://www.zdb.de/meldungen/baukonjunktur-2023-2024-zwischen-fachkraeftemangel-und-kurzarbeit-1
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/mieten-leg-anstieg-100.html
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/mieten-leg-anstieg-100.html
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Im Kern wird herausgearbeitet, dass der seit Jahrzehnten schwelende Streit, ob denn 

nun die Subjektfºrderung die Ăbessereñ Form der Fºrderung des Wohnens ist oder 

umgekehrt die Objektförderung, zu einer Verhärtung der politischen Auseinanderset-

zung, aber nicht zur Verbesserung der Wohnsituation der geführt hat.  

 

Wir brauchen sowohl die Objekt- als auch Subjektförderung, aber diese müssen in 

einem ausgewogenen Verhältnis zueinanderstehen. Diese These ist weder neu noch 

originell, die Nichtbeachtung scheint aber Probleme heraufzubeschwören, die eine so-

ziale und finanzielle Dimension erreichen, die vor 20 Jahren kaum vorstellbar war.   

 

 

2 Die Entwicklung des sozialen Wohnungsbaus und des Bestandes an 

Sozialwohnungen 

 

Der Bestand an Sozialwohnungen ist in den vergangenen Jahrzehnten kontinuierlich 

zurückgegangen, wie Abbildung 1 zeigt. Das Verhältnis von Mieterhaushalten zu So-

zialwohnungen hat sich im Zeitablauf kontinuierlich verschlechtert. Da grob geschätzt 

davon ausgegangen werden kann, dass etwa die Hälfte der Mieterhaushalte die für 

den Bezug einer Sozialwohnung gesetzten Einkommensgrenzen unterschreitet, kön-

nen rechnerisch weniger als ein Zehntel der berechtigten Haushalte tatsächlich eine 

Sozialwohnungen beziehen. 

 

Abbildung 1: Die Entwicklung der Zahl an Sozialwohnungen und der Mie-

terhaushalte in Deutschland bis 2022 
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In der Realität ist die Fluktuation im preiswerten Wohnungsbestand und damit auch in 

den Sozialwohnungen in den vergangenen Jahren stark zurückgegangen, was die 

Chance auf eine Sozialwohnung für die suchenden Haushalte nochmals absenkt.  

 

Die Bedeutung des sozialen Wohnungsbaus in der früheren Bundesrepublik zeigt Ab-

bildung 2. Insbesondere in der Wiederaufbauphase waren teils deutlich mehr als 

50 Prozent des Wohnungsbaus als geförderter Wohnungsbau errichtet. Zwar überwog 

zunächst der Mietwohnungsbau, aber auch die Eigentumsmaßnahmen hatten bereits 

in der Zeit von 1950 bis 1956 einen Anteil von gut 40 Prozent am geförderten Woh-

nungsbau. Insgesamt erreichte der Anteil der Bewilligungen im sozialen Wohnungsbau 

an den Wohnungsfertigstellungen insgesamt in dieser Phase knapp 70 Prozent. Der 

Anteil der öffentlichen Förderung des sozialen Wohnungsbaus am Bruttoinlandprodukt 

lag im Durchschnitt der Jahre 1950 bis 1956 bei gut 2 Prozent; dies wären im Jahr 

2022 rund 77 Milliarden Euro gewesen.   

 

Abbildung 2: Wohnungsfertigstellungen insgesamt und Bewilligungen im so-

zialen Wohnungsbau in der Bundesrepublik (alte Länder und 

West-Berlin) von 1950*) bis 1995 

 

 

*) bis 1960 ohne Saarland; bis 1952 ohne West-Berlin 
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Wohnungsbau stieg auf knapp 50 Prozent. Insgesamt wurden von 1950 bis 1987 in 

den alten Ländern im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus Bewilligungen für knapp 

4,2 Millionen Mietwohnungen erteilt. Da gerade in der Anfangszeit des sozialen Woh-

nungsbaus mit Bindungsfristen bis zu 80 Jahren gearbeitet wurde, ist davon auszuge-

hen, dass diese Mietwohnungen 1987 noch nahezu vollständig in der Bindung waren. 

Dies führte zu dem 1987 im Vergleich zur heutigen Situation zu einer ausgesprochen 

günstigen Relation von Sozialwohnungen und Mieterhaushalten. 

 

Das Wohngeld als klassische Subjektförderung wurde erst 1965 eingeführt und die 

Ausgabenanteile am Bruttoinlandprodukt lagen in den Jahren 1967 bis 1969 mit 0,17 

bis 0,19 Prozent höher als aktuell nach der Wohngeldreform. Allerdings lag damals die 

Förderung im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus (0,44 Prozent des BIP 1969) noch 

deutlich höher als die Subjektförderung über das Wohngeld.   

 

Die Bewilligungen im Neubau von Sozialwohnungen nach Bundesländern zeigt Ta-

belle 1 für den Zeitraum 2017 bis 2022.  

 

Tabelle 1: Bewilligungen im sozialen Mietwohnungsneubau in Deutschland in 

den Jahren 2017 bis 2022 nach Bundesländern 

 

  Mietwohnungen Neubau - Geförderte Wohneinheiten 

  2017 2018 2019 2020 2021 2022 

Bundesland Absolute Werte 

Schleswig-Holstein 897 1.175 983 866 994 1.135 

Hamburg 3.165 3.001 3.551 2.643 2.819 1.884 

Niedersachsen 819 1.337 1.283 1.201 696 2.121 

Bremen 214 142 494 k.A. 410 342 

Nordrhein-Westfalen 7.230 6.159 5.463 5.347 4.484 3.631 

Hessen 2.557 1.947 1.082 470 1.367 1.505 

Rheinland-Pfalz 553 412 515 978 432 495 

Baden-Württemberg 753 1.380 2.083 1.165 2.577 3.898 

Bayern 4.947 6.598 5.965 4.476 4.564 4.056 

Saarland 23 0 89 k.A. 0 0 

Berlin 3.132 3.373 1.778 3.764 1.011 1.935 

Brandenburg 501 357 678 1.130 787 552 

Mecklenburg-Vorpommern 198 68 285 236 712 239 

Sachsen 1.125 884 937 593 91 732 

Sachsen-Anhalt 6 20 0 k.A. 0 0 

Thüringen 111 187 379 207 524 20 

Deutschland 26.231 27.040 25.565 23.076 21.468 22.545 
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Es zeigen sich große Unterschiede zwischen den Bundesländern, aber in der Summe 

war der Höchstwert im betrachteten Zeitraum im Jahr 2017 mit gut 26.000 Wohnungen 

erreicht. Im Durchschnitt lagen die Bewilligungen bei 24.200 Wohnungen je Jahr. Zwar 

wurden weitere Belegungs- und Preisbindungen über die Modernisierungsförderung 

und den Belegrechtsankauf geschaffen, der Bestand an Sozialwohnungen nahm in 

allen Bundesländern mit Ausnahme von Hamburg (Stagnation), Sachsen (+8 Prozent) 

und Sachsen-Anhalt (+30 Prozent) seit 2017 ab, wie Tabelle 2 zeigt. Insgesamt betrug 

der Rückgang von 2017 bis 2022 rund 134.000 Wohnungen oder 11 Prozent. 

 

Tabelle 2: Bestand an Mietsozialwohnungen in Deutschland in den Jahren 

2017 bis 2022 nach Bundesländern 

 

  Mietwohnungen - Bestand an Sozialwohnungen 

  2017 2018 2019 2020 2021 2022 

Bundesland Absolute Werte 

Schleswig-Holstein 48.509 47.196 46.684 46.401 46.575 46.727 

Hamburg 80.928 80.300 82.300 83.130 80.384 81.006 

Niedersachsen 82.496 74.887 67.335 60.265 55.193 52.601 

Bremen 8.337 8.048 8.254 7.681 7.442 7.055 

Nordrhein-Westfalen 460.671 457.563 456.783 451.662 442.295 435.025 

Hessen 85.484 80.309 79.728 79.720 80.515 82.172 

Rheinland-Pfalz 57.365 52.568 50.231 44.051 41.306 39.213 

Baden-Württemberg 58.416 56.727 55.309 55.406 51.551 52.287 

Bayern 135.619 136.904 135.655 135.346 133.552 133.129 

Saarland 835 530 560 579 693 759 

Berlin  123.612 116.220 113.771 111.964 109.276 104.757 

Brandenburg 41.033 28.787 24.850 19.891 19.701 19.813 

Mecklenburg-Vorpommern 6.693 6.099 4.893 3.402 3.008 2.691 

Sachsen 11.623 11.784 11.469 11.904 12.083 12.541 

Sachsen-Anhalt 3.895 3.749 3.510 3.373 4.458 5.070 

Thüringen 16.251 14.386 13.882 14.100 13.474 12.725 

Deutschland 1.221.767 1.176.057 1.155.214 1.128.875 1.101.506 1.087.571 

 

Auch wenn im Jahr 2023 die Schaffung von Sozialwohnungen forciert wurde, liegt im 

Neubau die Erfüllung des Regierungsziels von 100.000 Wohnungen beim vorgesehe-

nen Mitteleinsatz in weiter Ferne. 

 

Die aktuelle Erhöhung der Bundesmittel für den sozialen Wohnungsbau (einschl. des 

Programms Ăjunges Wohnenñ) auf 3,15 Milliarden Euro für das Jahr 2024 ist ein wich-

tiger Schritt, um eine Wende in der Entwicklung des Sozialwohnungsbestandes her-

beizuführen. Auch die Anhebung des Co-Finanzierungsanteils der Länder für die über 

den bisherigen Ansatz hinausgehenden 0,65 Milliarden Euro auf 40 Prozent geht in 
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die richtige Richtung. Insgesamt stehen damit mindestens 4,16 Mrd. für den sozialen 

Wohnungsbau im Jahr 2024 zu Verfügung. Da einige Bundesländern deutlich mehr 

eigene Mittel als den notwendigen Co-Finanzierungsanteil für den sozialen Wohnungs-

bau bereitstellen, können voraussichtlich mehr als 5 Milliarden Euro als Förderung im 

sozialen Wohnungsbau bewilligt werden. Im ĂRekordjahrñ 2018 mit 27.040 bewilligten 

Wohnungen im Mietwohnungsneubau betrug der Barwert der von den Ländern bewil-

ligten Fördermittel in der Zinssubvention und der Zuschussförderung 2,381 Milliarden 

Euro (von diesen Mitteln ging ein Teil in die Eigentumsförderung). Selbst ohne Berück-

sichtigung der gestiegenen Baukosten, Grundstückpreise und Zinsen wäre die Schaf-

fung von 100.000 Sozialwohnungen mit 5 bis 6 Milliarden Euro Fördermitteln nicht 

möglich. Trotzdem ist die Ausweitung der Bundesmittel ein wichtiger und richtiger ers-

ter Schritt.  

 

 

3 Angemessenheit der regionalen Kosten der Unterkunft 

 

Statistische Erfassung der Kosten der Unterkunft und der Durchschnittsmieten 

 

Die Job-Center übernehmen im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitssuchende 

(SGB II) die Kosten der Unterkunft (KdU) für Wohnungen einfachen Standards. Da-

mit wäre zu erwarten, dass die durchschnittlichen Kosten der Unterkunft je m² unter-

halb der Durchschnittsmiete liegen. Auch die mit 61,6 m² im Mittel um 13 m² geringere 

Größe der Wohnungen von Bedarfsgemeinschaften gegenüber dem Durchschnitts-

mieter ändert an dieser Grundaussage nichts, da die spezifischen Mieten bei Wohnun-

gen einer Größe von 60 m² bis 80 m² nur unwesentlich voneinander abweichen.  

 

Die von den Job-Centern gezahlten KdU werden von der Bundesagentur für Arbeit 

monatlich auf der Ebene der Kreise und kreisfreien Städte ausgewiesen. Im Rahmen 

der Mikrozensuszusatzerhebung Wohnen 2022 wurden auf der Ebene regionaler An-

passungsschichten (in denen mit Ausnahme sehr großer Städte und Kreise in der Re-

gel mehrere Kreise und kreisfreie Städte zusammengefasst sind) Durchschnittsmieten 

ermittelt, so dass ein Abgleich mit den gezahlten KdU möglich wurde. Insgesamt 

konnte der Vergleich für 124 Regionen durchgeführt werden. Für Bremen, das Saar-

land und Thüringen standen jeweils nur die Landesdaten zur Verfügung.  

 

Generelle Einflussfaktoren auf die Miethöhe 

 

Die Wohnungsmieten weisen regional erhebliche Unterschiede auf. Als wesentliche 

Einflussfaktoren für die Mieten sind zu nennen: 

 

- die regionalen Einkommen, 

- die Siedlungsdichte, 

- die Wohnungsmarktsituation, 

- der Anteil des Mietwohnungsmarktes (Mieterquote), 
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- der Anteil gemeinwohlorientierter Wohnungsanbieter (öffentliche Unternehmen, 

Genossenschaften, kirchliche Anbieter und Organisationen ohne Erwerbscha-

rakter).  

 

Die Einkommen und die Siedlungsdichte kºnnen ¿ber den Indikator Ăverf¿gbare Haus-

haltseinkommen je ha Siedlungsflªcheñ zusammengefasst werden. 

 

Die Wohnungsmarktsituation wird vom Pestel Institut jährlich auf der Ebene der Kreise 

und kreisfreien Städte ermittelt. Im Rahmen dieser Arbeiten wird auch die beim Zensus 

2011 ermittelte Mieterquote fortgeschrieben. 

 

Zum Anteil gemeinwohlorientierter Wohnungsanbieter am Mietwohnungsmarkt liegen 

regionale Daten vom Zensus 2011 vor. Da die großen Verkäufe ehemals im öffentli-

chen Eigentum befindlicher Wohnungen damals bereits abgeschlossen waren, dürfte 

die Struktur im Wesentlichen auch heute noch bestehen.  

 

Die Abbildungen 3 bis 6 zeigen die aufgeführten Indikatoren auf der Ebene der regi-

onalen Anpassungsschichten, wobei die Indikatoren Einkommen und Siedlungsdichte 

zusammengefasst im Indikator ĂVerf¿gbare Haushaltsnettoeinkommen je Hektar Sied-

lungsfläche in Abbildung 3 zusammengefasst sind. Auf diesen Indikator wirken sowohl 

die Siedlungsdichte als auch die regionale Einkommenshöhe. Hier stehen natürlich die 

big-seven (Berlin, Hamburg, München, Köln, Frankfurt, Düsseldorf und Stuttgart) an 

der Spitze. Auch Verdichtungsräume in Nordrhein-Westfalen, Hessen, dem östlichen 

Rheinland-Pfalz und in Baden-Württemberg weisen in der Fläche hohe Werte auf. In 

Bayern ist es der Raum München und wenige Städte, die hohe Werte aufweisen. Bei 

den ländlichen Räumen macht sich die geringe Siedlungsdichte bei noch immer unter-

durchschnittlichen Einkommen in weiten Teilen Ostdeutschlands deutlich bemerkbar. 

 

Die Wohnungsmarktsituation (Abbildung 4) zeigt zum Jahresende 2022 in weiten Tei-

len Westdeutschlands ĂDefiziteñ und Ăstarke Defiziteñ. ¦berhªnge finden sich in West-

deutschland in Südniedersachsen, Teilen des Ruhrgebiets, im Süden von Rheinland-

Pfalz und im Saarland sowie in Nordostbayern. In Ostdeutschland weisen auf der 

Ebene der Anpassungsschichten Berlin und Leipzig Wohnungsdefizite auf. Die starken 

Überhänge ergeben sich aus einem rechnerisch hohen Leerstand. Es ist allerdings 

fraglich, ob diese als Leerstand gezählten Wohnungen jemals wieder bezogen werden. 

Wenn dieser Leerstand verfügbar gewesen wäre, hätten die meisten ostdeutschen 

Kommunen kein Problem bei der Flüchtlingsunterbringung haben dürfen. In der Rea-

lität wurde aber auch in Ostdeutschland auf Unterkünfte zurückgegriffen oder es wur-

den über Container entsprechende Lösungen geschaffen. Insgesamt zeigt sich zwar 

noch immer ein deutlicher West-Ost-Unterschied bei der Wohnungsmarktsituation. 

 

Hohe Mieterquoten (Abbildung 5) zeigen sich in den wegen ihrer Größe separat aus-

gewiesenen Großstädten, aber auch in vielen Regionen Ostdeutschlands. Hier zeigt 

sich die über die Jahrzehnte in Westdeutschland deutlich stärkere Wohneigentumsbil-

dung. Zum Problem wird eine niedrige Mieterquote, wenn Flüchtlinge entsprechend 

der Einwohnerzahl der Regionen verteilt werden. Wenn Flüchtlinge in Wohnungen 
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untergebracht werden sollen, geht das nur in Mietwohnungen. Wenn aber ein Miet-

wohnungsmarkt nur in Ansätzen existiert, dann sind gerade ländliche Regionen sehr 

schnell überfordert und es bleiben nur Unterkunftslösungen. 

 

Abbildung 3: Verfügbare Haushaltseinkommen je Hektar Siedlungsfläche und 

Jahr in 1.000 ú 
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Abbildung 4: Wohnungsmarktsituation in Deutschland Ende 2022 
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Abbildung 5: Anteil der Mieter an allen Haushalten Ende 2022 

 

 

 

Bei den gemeinwohlorientierten Wohnungsanbietern (Abbildung 6) zeigt sich ein 

deutlich höherer Marktanteil dieser Unternehmen in Ostdeutschland. Die noch immer 

sehr starke öffentliche und genossenschaftliche Wohnungswirtschaft kommt in vielen 

Regionen auf Marktanteile zwischen 40 Prozent und 50 Prozent. In Westdeutschland 

liegt nur in Hamburg der Marktanteil in der höchsten Kategorie. Überwiegend liegen 

die Marktanteile unter 20 Prozent.   
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Abbildung 6: Anteil gemeinwohlorientierter Anbieter am Mietwohnungsmarkt 

2011 
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Erwartete Zusammenhänge 

 

Generell ist zu erwarten, dass  

 

- mit steigender Siedlungsdichte die Flächenkonkurrenz wächst, was zu höheren 

Bodenpreisen und höheren Herstellkosten von Wohnungen führt, 

- bei hohen Einkommen höhere Mieten durchsetzbar sind, 

- hohe Wohnungsdefizite zu Mieterhöhungsspielräumen führen und umgekehrt,  

- eine hohe Mieterquote für ein breiteres Angebot sorgt; Regionen mit niedrigen 

Mieterquoten sind bei plötzlichen Ereignissen (wie den Flüchtlingszuwanderun-

gen 2015 und 2022) schnell überfordert, da die Zuwanderer nahezu ausschließ-

lich Mietwohnungen suchen, 

- die ehemals gemeinnützigen Wohnungsunternehmen stehen auch heute noch 

für eine sozial orientierte Vermietung. Je höher deren Anteil am Mietwohnungs-

markt, umso stärker ist eine preisdämpfende Wirkung zu erwarten. Allerdings 

scheint für eine preisdämpfende Wirkung ein Anteil von mindestens 25 bis 30 

Prozent am Mietwohnungsmarkt erforderlich. 

 

Die Abbildungen 7 und 8 zeigen die im Mikrozensus 2022 ermittelten Durchschnitts-

mieten (über den gesamten Bestand, also keine Angebotsmieten) und die im Juni 2022 

von den Job-Center durchschnittlich gezahlten Mieten (anerkannte Kosten der Unter-

kunft, reine Unterkunftskosten). 

 

Die höchsten Durchschnittsmieten (Abbildung 7) zeigen sich erwartungsgemäß in 

Hamburg, Düsseldorf und Köln, im hessischen Rhein-Main-Raum und in den Räumen 

Stuttgart und München. In Bayern weist auch der südlich von München gelegene 

Raum hohe Durchschnittsmieten.  

 

Die in KdU im Juni 2022 (Abbildung 8) zeigen tendenziell ein ähnliches Bild, aber die 

Ausdifferenzierung mit niedrigen Mieten in weiten Teilen Ostdeutschlands und hohen 

Mieten in den zuvor genannten Räumen Westdeutschlands scheint noch stärker aus-

geprägt zu sein.  

 

Der Vergleich der Durchschnittsmieten und der KdU (Abbildung 9) zeigt, dass im Ge-

gensatz zur Erwartung die KdU bei weitem nicht in allen Regionen unter der Durch-

schnittsmiete liegen. 
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Abbildung 7: Durchschnittsmiete (netto-kalt je m² je Monat) über den gesamten 

Mietwohnungsbestand nach den Daten der Mikrozensuszu-

satzerhebung Wohnen 2022 
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Abbildung 8: Durchschnittlich von den Job-Centern gezahlte KdU (netto-kalt je 

m² je Monat) im Juni 2022 

 

 

 

 

 

  


